
Antrag demokratisches Engagement unterstützten 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

die Stadt Nürnberg nimmt als Mitglied der Allianz gegen Rechtsextremismus eine wichtige
Funktion im Kampf gegen Rechts ein.

Seit vielen Wochen gibt es breite zivilgesellschaftliche Proteste gegen Pegida, Nügida und
Co, zu denen teilweise auch die Allianz und damit die Stadt Nürnberg aufrief. Bei den letzten
demokratischen  Gegenkundgebungen  wurden  die  AnmelderInnen  wie  z.B.  das  Bündnis
gegen  Rechts  Fürth  mit  sehr  restriktiven  Auflagen  von  Seiten  des  Ordnungsamtes
konfrontiert. So dürfen z.B. nur noch 10 Minuten Musik abgespielt werden und anschließend
müssen 10 Minuten Pause gemacht werden. Diese Auflagen werden direkt von der Stadt
erlassen  und  stehen  unseres  Wissens  nach  nicht  in  Zusammenhang  mit  der
Versammlungsfreiheit. 

Die  LINKE  LISTE  fragt,  warum  mit  solchen  freiwilligen  Auflagen  der  notwendige
demokratische Protest derart erschwert werden muss und sieht keinerlei Notwendigkeit in
diesen Beschränkungen. Momentan wird gegen diesen Auflagenbescheid geklagt. 

Aus diesem Grund stellen wir folgenden Antrag:

Die  Verwaltung  erläutert  warum und mit  welchem Ziel  entsprechende  Auflagen  erlassen
wurden.

Die  Stadt  Nürnberg  begrüßt  das  demokratische  Engagement  gegen  Nügida,  Pegida
Nürnberg und rechtsradikale Gruppierungen.  Von Seiten des Ordnungsamtes werden die
AnmelderInnen im Rahmen des Versammlungsgesetzes wohlwollend unterstützt. 

Mit freundlichen Grüßen

Stadtrat LINKE LISTE Nürnberg

Linke Liste Nürnberg, Humboldtstraße 104, 90459 Nürnberg
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